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V

Vorwort zur 3. Auflage

Die erfreulich positive Aufnahme der beiden Vorauflagen gab uns Gelegenheit, die 
nun vorliegende 3. Auflage grundlegend zu aktualisieren. Nachdem in der 2. Auflage 
bereits die VOB/B Ausgabe 2006 u. a. mit der zu begrüßenden Regelung zur Streitbei-
legung Berücksichtigung fand, haben wir uns entschieden, die in Kürze im Zuge der 
Vergaberechtsreform in Kraft tretende Neufassung der VOB/B schon jetzt zu berück-
sichtigen. Hierbei ändert sich im Vergleich zur Vorversion der VOB/B 2006 – zum 
Kenntnisstand August 2009 – lediglich der Austausch der Bezeichnungen Absatz und 
Nummer.

Deutlich weiter gehen hingegen die Änderungen der HOAI, die mit der am 18.08.2009
in Kraft getretenen Fassung grundlegend umstrukturiert wurde. Anlass genug, um 
die HOAI ebenfalls auszugsweise als Anhang beizufügen, damit dieses Buch dem 
Praktiker als Nachschlagewerk dienen kann.

Besonderer Dank gilt den zahlreichen Rezensenten der 2. Auflage, die mit wertvollen 
Hinweisen und Ergänzungsvorschlägen zu der nun vorliegenden Auflage beigetra-
gen haben.

Hinweise, Anregungen und Kritik – auch und gerade aus der Praxis – sind weiterhin 
ausdrücklich willkommen.

Ravensburg/Luxemburg, im August 2009 Ulrich Elwert

Alexander Flassak



VI Vorwort

Vorwort zur 1. Auflage

Das viel diskutierte Thema Nachträge hat in der Praxis – nicht zuletzt auf Grund der 
aktuell wirtschaftlich schwierigen Lage der Baubranche – nach wie vor eine besonde-
re ökonomische Bedeutung. Bei nahezu jedem größeren Bauvorhaben treten Nach-
tragssachverhalte auf, die nicht selten erhebliches Konfliktpotenzial bergen und mi-
tunter in langwierigen gerichtlichen Auseinandersetzungen der Vertragsparteien 
münden. Nachträge werden häufig nur in ihrer negativen Auswirkung betrachtet. 
Dabei stellen sie bei entsprechender Handhabung für die Vertragspartner ein adäqua-
tes Mittel dar, um nach Abschluss des Bauvertrags während der Baumaßnahme auf 
Leistungsänderungen und -ergänzungen sowie Störungen des Bauablaufs reagieren 
zu können.

Das vorliegende Buch soll daher in kompakter und leicht verständlicher Form einen 
umfassenden Einblick in das Themengebiet Nachtragsmanagement geben. Wir hof-
fen, damit einen Beitrag zu einem qualifizierten, objektiven und fairen Umgang mit 
Nachtragssachverhalten und zur Vermeidung von Konflikten leisten zu können.

Dieses Buch ist im Besonderen an Leser gerichtet, die bereits beruflich, unabhängig 
davon, ob auf Auftraggeber- oder auf Auftragnehmerseite tätig, in das Thema invol-
viert sind, eignet sich aber ebenso für Studenten und interessierte Praktiker, die sich 
mit dem Thema Nachtragsmanagement auseinandersetzen wollen. Es kann zudem 
zur Auffrischung bereits erlangter Kenntnisse sowie als Lehr- oder Nachschlagewerk 
Verwendung finden.

Ein besonderer Dank gilt allen Fachkollegen, die durch anregende Diskussionen und 
Hinweise zur Entstehung des Buches beigetragen haben. Frau Kinscherf-Atanasov 
danken wir für die engagierte Unterstützung bei der Anfertigung des Manuskriptes.

Hinweise, Anregungen und Kritik – auch und gerade aus der Praxis – sind ausdrück-
lich willkommen.

Heppenheim, im Februar 2005 Ulrich Elwert

Alexander Flassak
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1 Einleitung

Mengenänderungen, geänderte oder zusätzliche Leistungen und Behinderungen füh
ren bei nahezu jedem Bauvorhaben zu Nachtragsforderungen des Auftragnehmers
und nicht selten zu erheblichem Konfliktpotenzial zwischen den Vertragsparteien
über die Berechtigung und Höhe der Ansprüche.

Selbst bei einer im Wesentlichen reibungslos abgewickelten Hochbaumaßnahme muss
unabhängig von der jeweiligen Vergabeform mit einem Nachtragsvolumen von ca.
5 % der ursprünglichen Vertragssumme gerechnet werden.1 Ein Nachtragsaufkom
men in Höhe von 30 % der geplanten Kosten ist heute keine Seltenheit mehr.2 Und
dennoch bereitet der Umgang mit der Dokumentation und Bewertung von Nachträ
gen den Vertragspartnern mitunter erhebliche Schwierigkeiten.

Insbesondere bei Behinderungssachverhalten ist eine nachträgliche Rekonstruktion
von Ursachenzusammenhängen objektiv kaum mehr möglich, so dass eine zeitnahe
und pragmatische Nachtragsklärung unter Beachtung baubetrieblicher, technisch
wirtschaftlicher und juristischer Aspekte auch im Sinne eines zügigen Projektfort
schritts unerlässlich ist.

Ungeklärte Nachträge führen in der Regel zu einer Klimaverschlechterung zwischen
den Vertragsparteien, binden Kapazitäten und können bei verschleppter Klärung
erhebliche Kosten verursachen.

Dabei ist das Thema Nachträge schon seit mehr als 2.500 Jahren von der Antike über
das Mittelalter bis hin zur Neuzeit nachweislich bekannt.3 Auch beim Bau des Gott
hardtunnels, einem der größten Bauvorhaben des 19. Jahrhunderts, wird von insge
samt 596 Nachträgen berichtet, deren Vergütung sogar vertraglich geregelt war.4 Und
dennoch gehören Nachtragssachverhalte noch heute zu den umstrittensten Themen
im Bauwesen und werden in Bezug auf die Vertragsausgestaltung, die Dokumentati
on von Nachtragssachverhalten und die Aufbereitung der Forderungen oftmals fahr
lässig unpräzise behandelt.

                                                          
1 Vgl. Eschenbruch, Recht der Projektsteuerung, 3. Aufl. 2009, Rdn. 817
2 Vgl. Wirth, in: Jahrbuch Baurecht 2002, S. 92
3 Vgl. Lück, in: Jahrbuch Baurecht 2008, S. 1 ff.
4 Der entsprechende Vertragspassus wird nach Lück (in: Jahrbuch Baurecht 2008, S. 21) wie folgt zitiert:

„Arbeiten, welche der Unternehmer nachträglicher Anordnung zufolge auszuführen hat, werden nach Massgabe der
dem Vertrag zu Grunde gelegten Preise vergütet. Sofern aber im Kostenvoranschlag kein Preis für eine analoge Ar
beit vorkommt, hat der Unternehmer einen solchen vor Beginn der Arbeiten zu offerieren und dessen Annahme
durch die Bauleitung abzuwarten. (…) Beginnt der Unternehmer solche Arbeiten, ohne dass eine Verständigung
über die Preise stattgefunden hat, so bestimmt die Bauleitung dieselben einseitig, ohne dass dem Unternehmer eine
Einsprache dagegen zusteht.“



2 1  Einleitung 

1.1 Zielsetzung, Abgrenzung und Gliederung

Dieses Buch bietet eine grundlegende Einführung in die Thematik des Nachtragsma
nagements. Aufbauend auf baubetrieblichen und baurechtlichen Grundlagen wird
durch Anwendungshinweise und Praxisbeispiele der in der Baupraxis nahezu un
vermeidliche Umgang mit Nachtragssachverhalten dargestellt.

Ziel dieses Buches ist es, allen Baubeteiligten, die sich mit dem Thema Nachträge
konfrontiert sehen, egal ob auf Auftragnehmer oder Auftraggeberseite tätig, einen
praxisnahen Handlungsleitfaden an die Hand zu geben, mit dessen Hilfe sich Nach
tragssachverhalte sachgerecht, kurzfristig, fair und emotionsbefreit – nach Möglich
keit außergerichtlich – klären lassen. Hierbei wurde besonderer Wert auf eine kom
pakte Darstellung gelegt.

Dem Inhalt ist ein Kapitel mit der Definition von Begriffen vorangestellt, die im Zu
sammenhang mit Nachträgen in der Praxis häufig synonym, missverständlich oder
falsch verwendet bzw. unterschiedlich abgegrenzt werden (Kapitel 2).

Ganz wesentlich für die zielgerichtete und wirtschaftliche Entwicklung und Anwen
dung eines Nachtragsmanagementsystems sind fundierte baubetriebliche und bau
rechtliche Fachkenntnisse. Aus diesem Grund wird den theoretischen Grundlagen
eine besonders hohe Bedeutung beigemessen.

Aufbauend auf allgemeinen baubetrieblichen und baurechtlichen Grundlagen (Kapi
tel 3) werden daran anschließend mögliche Nachtragsursachen sowie deren An
spruchsgrundlagen und die Nachtragsfolgen behandelt (Kapitel 4).

Auf Basis der zuvor dargestellten Grundlagen beinhaltet Kapitel 5 Beispielrechnun
gen zu üblichen Nachtragssachverhalten. Die theoretischen Grundlagen werden hier
anhand konkreter Praxisbeispiele nachvollziehbar angewendet.

Unumgänglich für die Beurteilung von Nachtragssachverhalten ist die genaue Kennt
nis des tatsächlichen Bauablaufs. Möglichkeiten zur Dokumentation zeigt Kapitel 6
auf.

Die häufig auf Grund unsachgemäßer Anwendung konfliktauslösende Handhabung
von Nachträgen – der Aufbau eines Nachtrags, die Nachtragsprüfung und bewer
tung, Nachtragsdurchsetzung und Nachtragsabwehr sowie Abrechnung und Vergü
tung, Erfassung und Dokumentation von Nachträgen – ist in Kapitel 7 dargestellt.

In Kapitel 8 werden Formen der Nachtragsprophylaxe sowie Methoden zur alternati
ven Streitbeilegung untersucht, um Nachtragsforderungen entweder gänzlich zu ver
meiden oder diese sachgerecht, einvernehmlich und vor allem zügig aufzulösen. Im
Interesse der Vertragsparteien sollten Nachtragsforderungen in jedem Fall kurzfristig
und verbindlich geklärt werden, um den weiteren Bauablauf nicht übermäßig zu be
einträchtigen.



1.2  Ausgangssituation 3 

Als Anhang ist der vollständige Text der VOB/B – Allgemeine Vertragsbedingungen
für die Ausführung von Bauleistungen – in der zur Drucklegung noch nicht verbind
lich in Kraft getretenen Fassung von 2009 enthalten. Außerdem haben wir uns dazu
entschieden, auf Grund der umfassenden Änderungen der HOAI auch diese – zu
mindest auszugsweise – im Anhang aufzuführen, um dem Praktiker zwei wesentliche
Verordnungen mit diesem Buch direkt an die Hand zu geben.

1.2 Ausgangssituation

Das Thema Nachtragsmanagement hat in den letzten Jahren zunehmend an Bedeu
tung gewonnen, nicht zuletzt auf Grund der anhaltenden strukturellen Krise der Bau
wirtschaft, zunehmend volatiler werdenden Materialpreisen und stetig sinkenden
Bauinvestitionen. In wirtschaftlich schwierigen Zeiten, wenn die Spielräume der Pro
jektbeteiligten enger werden und der Kostendruck zunimmt, haben Nachtragsforde
rungen und die oftmals daraus resultierenden Konflikte Hochkonjunktur. Das durch
schnittliche Nachtragsvolumen der Bauunternehmen liegt derzeit bei etwa 11 % der
gesamten Bauleistungssummen im Jahr.5

Auch wenn sich die wirtschaftliche Lage der Baubranche zunehmend entspannt, sind
die Wettbewerbspreise zum Teil auf einem Niveau angelangt, das den Bauunterneh
men kaum noch ermöglicht, Gewinne zu generieren. Die Folge davon ist, dass Nach
tragsforderungen zur vermeintlichen Aufbesserung der Baustellenergebnisse an At
traktivität gewonnen haben. Nachträge sind jedoch kein Rettungsanker für schlechte
Vertragspreise. Ein solcher Ansatz mit überhöhten, unangemessenen Forderungen ist
in der Regel nicht durchsetzbar und häufig streitauslösend.

Kennzeichnend für Bauprojekte sind

immer kürzere Realisierungszeiträume,
knappe, feste Budgets sowie
hohe Qualitätsanforderungen.

Im Zuge steigenden Termin und Kostendrucks ist eine zunehmende Zahl an Bauab
laufstörungen zu verzeichnen. Fast kein Bauvorhaben größeren Umfangs wird genau
so realisiert, wie es ursprünglich geplant war. Gerade bei Großbauvorhaben ändern
sich im Zuge der Bauausführung die Anforderungen des Nutzers bzw. werden erst
nach einer in der Ausführungsphase erfolgten Vermietung festgelegt.

Ausschreibungen werden oftmals aus wirtschaftlichen und mitunter auch politischen
Gründen unter hohem Zeitdruck gefertigt. Die Leistungsbeschreibung oder die der

                                                          
5 Vgl. Kattenbusch/Kuhne, in: Baumarkt und Bauwirtschaft, 4/2002, S. 43
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Leistungsbeschreibung zu Grunde liegenden Planungen werden häufig unvollstän
dig, fehlerbehaftet oder nicht mit dem erforderlichen Vorlauf erbracht.

Ein weiteres Charakteristikum von Bauprojekten liegt in der langen Produktionsdau
er für die Herstellung eines Bauwerks. Dieses Langzeitverhältnis der Vertragspartner
führt zu gegenseitigen Kooperationspflichten, die bei anderen Vertragsverhältnissen
in dieser ausgeprägten Form nicht notwendig sind.

Die Dauer eines Bauprojektes wird nicht nur durch den Zeitraum der Bauphase be
stimmt, sondern auch durch das oft langwierige Planungs und Genehmigungsver
fahren. Der Zeitraum zwischen Investitionsentscheidung und Fertigstellung des Ob
jekts kann in Abhängigkeit der Größenordnung und des Komplexitätsgrades zwi
schen drei und fünf Jahre, in Einzelfällen mehr als zehn Jahre betragen.6 Dies kann zu
Nachfrageänderungen führen, so dass die Immobilie nicht mehr entsprechend der
Planung am Markt nachgefragt wird oder infolge des Wettbewerbsdrucks auf Ände
rungswünsche des Nutzers auch während der Bauausführung eingegangen werden
muss. Dies hat Abweichungen der Bauausführung von der Planung zur Folge, was
wiederum zu Nachträgen der Bauunternehmen führt. Gleichzeitig wird zur Reduzie
rung der Gesamtdauer die Ausführungsphase gestrafft und mit Teilen der Planungs
phase überlagert. Eine baubegleitende Planung bringt jedoch fast zwangsläufig Plan
änderungen und Planergänzungen mit sich. Die Folge der Änderungen des Bauvor
habens nach Art, Umfang und zeitlichem Ablauf sind Nachtragsforderungen, die bei
komplexen Bauvorhaben in dreistelliger Anzahl nicht mehr unüblich sind.

Nicht zuletzt auf Grund der angespannten wirtschaftlichen Situation vieler Unter
nehmen ist eine zunehmende Härte vertraglicher Auseinandersetzungen, die Häu
fung von Rechtstreitigkeiten aber auch eine nachlassende Entscheidungsbereitschaft
der Auftraggeber zu verzeichnen. Auseinandersetzungen am Bau werden angesichts
der derzeitigen Konjunkturlage am Baumarkt zunehmend mit juristischen Mitteln
geführt. Bei Großbaumaßnahmen wirken regelmäßig offen oder aber verdeckt Bauju
risten an den Bauverträgen, der Korrespondenz während der Durchführung der Bau
phase und der Bewältigung von Krisensituationen im Bauverlauf mit.

Bemerkenswert ist die hohe Anzahl von Nachtragsforderungen gegenüber öffentli
chen Auftraggebern. Dies lässt darauf schließen, dass entweder die Leistungsbe
schreibungen lückenhaft sind oder die Auftragnehmer davon ausgehen, dass gegen
über öffentlichen Bauherren zahlreiche Nachtragsforderungen durchsetzbar sind, was
aber nachweislich Abbildung 1 1 nicht der Fall ist.

                                                          
6 Vgl. Winzen, in: Heiermann/Franke/Knipp, 2002, S. 603
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Abbildung 1 1 Nachtragsforderungen und davon genehmigte Nachträge7

Ein Grundproblem im Umgang mit Nachträgen ist deren verzögerte Abwicklung und
Klärung. So werden zum überwiegenden Teil erst nach dem Ende der Bauausführung
Nachtragsvereinbarungen getroffen.

Zeitpunkt der Vereinbarung von Nachträgen

vor der 
Bauausführung

2%

während der 
Bauausführung

47%

nach der 
Bauausführung

51%

Abbildung 1 2 Zeitpunkt der Nachtragsvereinbarung8

War vor einigen Jahren der Rohbau, gemessen an der Zahl der eingereichten Nach
träge, noch die maßgebliche Gewerkegruppe, so hat sich dieser Trend mittlerweile
verschoben. Nicht zuletzt auf Grund der Zunahme baubegleitender Planungen haben
                                                          
7 Vgl. Girmscheid, 2003, S. 14
8 Bundesrechnungshof: Bemerkungen 2002 zur Haushalts und Wirtschaftsführung des Bundes, S. 179
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inzwischen insbesondere die Bereiche Ausbau und Gebäudehülle sowie Technische
Gebäudeausrüstung (TGA) einen bedeutenden Anteil am Gesamtnachtragsvolumen
einer Baumaßnahme.
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Ausbau- und
Gebäudehülle TGARohbau

Abbildung 1 3 Nachtragsvolumen nach Gewerkegruppen9

In Anbetracht dieser gravierenden Probleme durch den in der Praxis immer wieder
anzutreffenden unzulänglichen Umgang mit Nachträgen, die verschleppte und un
sachgemäße Nachtragsklärung, die unsystematische und unstrukturierte Nachtrags
erfassung und dokumentation sowie die kostenintensive und für das Bauvorhaben
meist schädliche Zunahme von Baustreitigkeiten leistet dieses Buch einen Beitrag
zum sachgerechten, methodischen und fairen Umgang mit Nachtragssachverhalten
sowie zur Nachtragvermeidung und Risikominimierung.

                                                          
9 Vgl. Racky, 1997, S. 98
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2 Begriffsdefinitionen

In der Praxis ist häufig die unrichtige oder widersprüchliche Verwendung terminolo
gischer Begriffe zu beobachten und selbst in der Fachliteratur werden die Begriffe
sehr unterschiedlich definiert, abgegrenzt und kontrovers diskutiert. Es erscheint
daher zweckmäßig, die für das Verständnis der weiteren Ausführungen grundlegen
den Begriffe vorab zu definieren.

Bauinhalt Dieser Begriff umfasst die bauvertraglich vereinbarte Art
und den Umfang des herzustellenden Bauwerks, also
was zu bauen ist.10

Bauumstände Wie und unter welchen Randbedingungen zu bauen ist
beinhaltet der Begriff der Bauumstände, der in die Kate
gorien Bauablauf, Bauverfahren und Beschaffenheit un
tergliedert werden kann.11

Behinderung Behinderungen sind alle Ereignisse, die sich auf den
vorhergesehenen Leistungsablauf sachlich, zeitlich oder
räumlich, hemmend oder verzögernd auswirken, ohne
die Leistungserbringung unmöglich zu machen.12 Die
Behinderung kann nach Aufnahme der Bauarbeiten auf
treten oder bereits zu Beginn und damit den Auftrag
nehmer schon an der Aufnahme seiner Tätigkeit hin
dern.13

Behinderungen sind Störungen mit negativen zeitli
chen und/oder finanziellen Folgen.14

Besondere Leistungen Besondere Leistungen können zu den Grundleistungen
hinzu oder an deren Stelle treten, wenn besondere An
forderungen an die Ausführung des Auftrags gestellt
werden, die über die allgemeinen Leistungen hinausge
hen oder diese ändern. Besondere Leistungen sind im
Anhang der HOAI gem. § 3 Abs. 3 exemplarisch aufge
führt und können frei vereinbart werden.

                                                          
10 Vgl. Kapellmann/Messerschmidt, 2007, § 2 VOB/B Rdn. 29
11 Vgl. Kapellmann/Messerschmidt, a. a. O.; Kapellmann, Schlüsselfertiges Bauen, 2. Aufl. 2004, Rdn. 33
12 Vgl. Ingenstau/Korbion, 16. Aufl., § 6 VOB/B Rdn. 2; Leineweber, in: Jahrbuch Baurecht 2002, S. 136
13 Vgl. Heiermann/Riedl/Rusam, 11. Aufl. 2008, B § 6 Rdn. 2
14 Vgl. Winzen, in: Heiermann/Franke/Knipp, 2002, S. 606
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Besondere Leistungen sind entsprechend Abschnitt 4.2
der VOB/C (DIN 18 299 ff.) Leistungen, die nicht Neben
leistungen gemäß Abschnitt 4.1 sind und nur dann zur
vertraglichen Leistung gehören, wenn sie in der Leis
tungsbeschreibung erwähnt sind. Werden solche Leis
tungen vom Auftraggeber nachträglich verlangt, so be
steht für den Auftragnehmer ein Anspruch auf besonde
re Vergütung.15

Beschleunigungs
maßnahmen

Beschleunigungsmaßnahmen bezeichnen das direkte
Eingreifen des Unternehmers in den planmäßigen Bau
ablauf, mit dem Ziel, die Bauzeit zu verkürzen um da
durch Zwischen oder Endtermine einhalten zu können.
Durch den Auftraggeber angeordnete Beschleuni
gungsmaßnahmen berechtigen zu Vergütungsansprü
chen des Auftragnehmers.

Claim Claims sind Forderungen aus einem Vertrag, die eine
Vertragspartei an die andere stellen kann, wenn

– die andere Partei auf Grund vertraglicher Regelungen
Änderungen der Leistung fordert,

– die Vertragsabwicklung durch Ursachen gestört wird,
die der Sphäre der anderen Partei zuzurechnen sind,

– die andere Partei ihre vertraglichen Verpflichtungen
nicht oder nur mangelhaft erfüllt

– und kein Einvernehmen über die Berechtigung der
Forderung dem Grunde und der Höhe nach gefunden
wird.16

Eigenclaims sind Claims, die man selbst an die andere
Vertragspartei stellt, Fremdclaims bezeichnen Forderun
gen, die die andere Vertragspartei an einen selbst stellt.
Des Weiteren kann nach sachlichen, terminlichen und als
Folge daraus auch nach finanziellen Claims unterschie
den werden. Die Begriffe Nachtrag und Claim werden
häufig synonym verwendet. Übersetzt bedeutet Claim
jedoch Anrecht oder Rechtsanspruch und umfasst damit
ohne Wortergänzungen nur die Durchsetzung eigener
Ansprüche.

                                                          
15 Vgl. Ahrens/Bastian/Muchowski, 3. Aufl. 2008, S. 34
16 Oberndorfer, 2003, S. 20
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Claim Management Claim Management hat zum Ziel, Abweichungen vom
vertraglich Vereinbarten zu erkennen, gerechtfertigte
Ansprüche daraus abzuleiten und diese durchzusetzen.
Um dieses Ziel zu erreichen, müssen Vorgaben geplant,
Sachverhalte erfasst und ausgewertet sowie Ansprüche
daraus angemeldet, aufbereitet, geltend gemacht und
ihre Durchsetzung verfolgt werden.

Oder anders ausgedrückt: Gegenstand des Claim
Managements sind die geordneten, zielgerichteten Akti
vitäten zur Behandlung von Claims bei der Abwick
lung von Aufträgen, bezogen auf die Institutionalisie
rung, Wirkungsbereiche, Verfahrensweisen und Hilfs
mittel/Werkzeuge.17

Gewerk Veraltete, aber heute noch weitgehend übliche Bezeich
nung für die einzelnen gewerblichen Bauleistungen.
Diese werden auch zutreffend als Leistungsbereiche
oder Fachlose bezeichnet (vgl. § 5 Abs. 2 VOB/A).

Nachtrag Weder im gesetzlichen Werkvertragsrecht nach BGB
noch in der VOB/B wird der Begriff des Nachtrags ver
wendet. Es handelt sich hier nicht um einen Rechtsbe
griff, sondern um eine in der Baupraxis etablierte Be
zeichnung für die nachträgliche Geltendmachung von
Vergütungsanpassungen oder den Anspruch auf Bau
zeitverlängerung durch den Auftragnehmer, begründet
durch eine nach Vertragsschluss eingetretene Verände
rung des Bauinhalts oder der Bauumstände.18

Nachtragsleistungen sind Leistungen, die ohne Einwir
kung oder gar Verschulden des Auftragnehmers nach
Vertragsschluss erforderlich werden.19

Nachtragsmanagement Das Nachtragsmanagement umfasst alle Tätigkeiten, die
bei der Vorbereitung und Durchsetzung (Auftragneh
mer) bzw. bei der Prophylaxe und Prüfung (Auftragge
ber) von Nachträgen oder Nachtragspotenzialen auftre
ten.20

                                                          
17 Vgl. hierzu DIN 69 901 4:2009 01 Teil 5, Begriffe; Oberndorfer, 2003, S. 20 f.
18 Vgl. u. a. Girmscheid, 2003, S. 38; Konermann, 2001, S. 26; Heiermann, in: Baumarkt und Bauwirtschaft,

9/2003, S. 22
19 Vgl. Usselmann, in: BauR 2004, 1217
20 Vgl. Konermann, 2001, S. 138
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Organisationshandbuch Die aufbau und ablauforganisatorischen Regelungen
eines Projektes werden in Form eines Organisations
handbuches zusammengefasst. Es dient zur Schaffung
von Klarheit über die Projektziele, die Projektstruktur,
die Aufbau und Ablauforganisation sowie das Informa
tions und Kommunikationssystem der Projektbeteilig
ten. 21

Projekthandbuch Das Projekthandbuch beinhaltet die aktuelle Dokumen
tation der jeweils vorliegenden Pläne, Berechnungen
und Beschreibungen.22 Es bildet damit die aktuelle Pro
jektdokumentation und beinhaltet unter anderem auch
das Organisationshandbuch.

Störung Bei dem Begriff der Störung handelt es sich um einen
Oberbegriff für alle Änderungen des Bauinhalts oder
der Bauumstände, die eine Bedeutung für den geplan
ten Produktionsprozess, nicht aber notwendigerweise
negative Folgen (höhere Kosten, längere Bauzeit) ha
ben.23

Unterbrechung Eine Unterbrechung liegt vor, wenn entgegen dem ver
traglich vorgesehenen Ablauf ein vorübergehender Ar
beitsstillstand bei der Leistungsdurchführung eintritt.24

Eine Bauunterbrechung ist somit im Vergleich zur Be
hinderung eine wesentlich schwerwiegendere Ablauf
störung, da der Bauablauf für einen bestimmten Zeit
raum völlig zum Erliegen kommt.

Im Einzelfall ist es oft nur schwer möglich, eine Abgren
zung zwischen Behinderung und Bauunterbrechung
vorzunehmen, da in der Praxis die Grenzen häufig flie
ßend sind. So kann eine Behinderung sich durchaus
auch aus einer Anhäufung kleinerer Bauunterbrechun
gen, insbesondere bei Einzelgewerken, ergeben.25

                                                          
21 Vgl. Nr. 9 der Schriftenreihe des AHO, 3. Aufl. 2009, S. 197
22 Vgl. Ahrens/Bastian/Muchowski, 3. Aufl. 2008, S. 46; Nr. 9 der Schriftenreihe des AHO, 3. Aufl. 2009,

S. 199 f.
23 Vgl. Winzen, in Heiermann/Franke/Knipp, 2002, S. 605
24 Vgl. Heiermann/Riedl/Rusam, 11. Aufl. 2008, B § 6 Rdn. 2
25 Vgl. Reister, 2. Aufl. 2007, S. 426



11

3  Baubetriebliche und baurechtliche Grundlagen

Grundlegend für die Behandlung und Bewertung von Nachträgen sind sowohl bau-
betriebliche als auch baurechtliche Kenntnisse. Aus diesem Grund werden in diesem 
Kapitel zunächst die Bereiche Bauvertrag, Bauvertragstypen, Bausoll, Leistungspflich-
ten der Vertragspartner, Vertragsfristen und Termine sowie Kalkulation behandelt.

3.1 Der Bauvertrag

Der Bauvertrag unterliegt als Werkvertrag den Grundsätzen des Werkvertragsrechts 
der §§ 631 ff. BGB und ist Schuldvertrag mit gegenseitigen Rechten und Pflichten, auf 
den die allgemeinen Grundsätze des Vertragsrechts und des Schuldrechts des BGB 
anzuwenden sind. Das Vertragsrecht wird beherrscht von den Grundsätzen der Ab-
schlussfreiheit, der Gestaltungsfreiheit sowie der Formfreiheit.

Der Bauvertrag ist oft das wichtigste Dokument im Rahmen eines Bauvorhabens. 
Nach ihm richten sich Rechte und Pflichten der Vertragsparteien. Er beeinflusst je-
doch nicht selten auch die Rechtsbeziehungen anderer Beteiligter. Im Idealfall sollten
im Bauvertrag die Leistungspflichten des Auftragnehmers ebenso geregelt sein wie 
die Rechtsfolgen bei Leistungsstörungen, aber selbstverständlich auch die Gegenleis-
tungen, nämlich die Vergütung, die Bereitstellung des Grundstücks und andere Be-
reitstellungs- und Koordinierungspflichten des Auftraggebers.26

3.1.1  Bauvertrag nach BGB Werkvertragsrecht

Was nicht bereits im Bauvertrag geregelt wurde, lässt sich später zumeist nicht mehr 
oder nur mit hohem Aufwand korrigieren.

Der Bauvertrag ist kein Werklieferungsvertrag im Sinne des § 651 Abs. 1 BGB sondern 
stets Werkvertrag nach den Vorschriften der §§ 631 ff. BGB. Der Auftragnehmer 
schuldet als Vertragsleistung einen Erfolg – die Herstellung eines Werkes –, nicht 
bloße Arbeit; der Auftraggeber hingegen schuldet die Abnahme und Vergütung der
Bauleistung. Einer der zentralen Grundsätze des Werkvertragsrechts ist die Vorleis-
tungspflicht des Auftragnehmers, dessen Vergütung entsprechend § 641 BGB erst mit 
der Abnahme der Leistung fällig wird.

Das BGB bietet grundlegende Regelungen für die verschiedensten Arten von Werk-
verträgen und ist vorwiegend auf punktuelle Austauschverträge, weniger auf die 
speziellen Belange des Bauvertrags ausgerichtet.

                                                          
26 Näheres hierzu in Kapitel 3.2
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Im Rahmen des Werkvertragsrechts kann die Bauleistung auch von Nachunterneh-
men und nicht vom Auftragnehmer selbst ausgeführt werden. Es kommt gemäß § 631 
ff. BGB nicht darauf an, ob der Auftragnehmer die Werkleistung selbst erbringt, er 
schuldet diese lediglich.

3.1.2  Bauvertrag nach VOB
Die VOB/B enthält die „Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von 
Bauleistungen“. Die Vorschriften der VOB/B gelten nicht automatisch, sondern müs-
sen als Abweichung vom gesetzlichen Werkvertragsrecht des BGB vereinbart werden. 
Die VOB/B enthält Regelungen, die auf die Besonderheiten von Bauleistungen ausge-
richtet sind, während die BGB-Vorschriften Gültigkeit für sämtliche Werkverträge 
haben und daher Verallgemeinerungen beinhalten, die den Anforderungen eines 
durchschnittlichen Bauvorhabens oft nicht gerecht werden.

Die VOB ist weder Gesetz, noch Rechtsnorm, Gewohnheitsrecht oder Handelsbrauch. 
Da es sich bei der VOB/B um Allgemeine Geschäftsbedingungen im Sinne der §§ 305 
ff. BGB handelt, gilt die VOB/B nicht ohne weiteres, sondern muss ausdrücklich als 
Vertragsbestandteil aufgenommen werden. Für öffentliche Auftraggeber ist die Ver-
wendung der VOB/B zwingend vorgeschrieben, gleiches gilt für Teil A der VOB, der 
„Allgemeine Bestimmungen für die Vergabe von Bauleistungen“ enthält und den 
Geschehensablauf bis zum Abschluss des Bauvertrages regelt. 

Ist die VOB/B wirksam vereinbart, gehen deren Bestimmungen den §§ 631 ff. BGB 
oder anderen einschlägigen gesetzlichen Regelungen des BGB vor, zumal diese 
grundsätzlich dispositivem Recht27 unterliegen.28

3.2  Bauvertragstypen

Für die Realisierung von Bauvorhaben existieren unterschiedlichste Bauvertragsty-
pen, die je nach Komplexität und Planungsstand individuell und projektabhängig 
ausgewählt und gestaltet werden müssen. Einen für alle Bauprojekte gleichermaßen 
gut geeigneten idealen Bauvertragstyp gibt es nicht.

3.2.1  Der Einheitspreisvertrag
Beim Einheitspreisvertrag wird die Leistung in technische Teilleistungen (Positionen) 
aufgesplittet. Eine Position des Leistungsverzeichnisses enthält
                                                          
27 Dispositives Recht (auch nachgiebiges bzw. abänderliches Recht) bezeichnet rechtlich vorgeschriebene 

Regelungen, die im Gegensatz zum zwingenden Recht durch die Beteiligten geändert werden können. So 
ist z. B. das Vertragsrecht des BGB grundsätzlich abänderbar, das Verfahrensrecht in aller Regel nicht. 
(vgl. hierzu Creifelds Rechtswörterbuch, 19. Aufl. 2007)

28 Vgl. Ingenstau/Korbion, 16. Aufl., Vor VOB/B Rdn. 1
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die Ordnungszahl der jeweiligen Position,
die voraussichtliche Leistungsmenge (Vordersatz) und die Leistungseinheit,
die Leistungsbeschreibung,
den Einheitspreis und
den voraussichtlichen Gesamtpreis pro Position, der sich aus Multiplikation 
des Vordersatzes mit dem Einheitspreis ergibt.

In der Regel obliegt dem Auftraggeber beim Einheitspreisvertrag die Mengenermitt-
lung. Abgerechnet und vergütet wird beim Einheitspreisvertrag entsprechend § 2 
Abs. 2 VOB/B nach tatsächlich ausgeführten Mengen, auch wenn diese von den bei 
Vertragsschluss genannten Mengen abweichen sollten. Der im Angebot genannte 
Gesamtpreis ist nicht bindend, sondern stellt für den Bauherrn nur einen Anhalt-
spunkt dar, mit welchen Kosten er zu rechnen hat.29

3.2.2  Der Pauschalvertrag

Einheitspreise sind dagegen stets 
Festpreise und für den Auftragnehmer bindend, sofern keine Gleitklauseln (siehe 
hierzu auch Kapitel 4.1) vereinbart wurden. Um die tatsächliche Bauleistung und 
damit den zu vergütenden Gesamtpreis zu ermitteln, bedarf es eines Aufmaßes oder 
der rechnerischen Ermittlung gemäß § 14 VOB/B.

Beim Pauschalvertrag steht die Vergütung von Anfang an fest, abgerechnet wird hier 
unabhängig von den ausgeführten Mengen, sofern der Auftraggeber nach Vertrags-
schluss keine Mengenänderungen angeordnet oder anderweitig verursacht hat.

Unterschieden wird zwischen Detail- und Global-Pauschalvertrag.

Der Detail-Pauschalvertrag ist grundsätzlich so aufgebaut wie ein Einheitspreisver-
trag und wird lediglich auf der Vergütungsseite mit einer Pauschalvereinbarung ver-
sehen. Hier ist die Leistung nicht pauschal, sondern detailliert bestimmt. Es gilt die 
Vollständigkeitsvermutung des Bausolls, Abweichungen davon sind regelmäßig 
Grundlage von Mehrvergütungsansprüchen. Beim Global-Pauschalvertrag ist dage-
gen auch die Leistung, zumindest in Teilbereichen, global, d. h. durch allgemeine 
Beschreibungen bestimmt (funktionale Ausschreibung). Ein Global-Pauschalvertrag 
führt dazu, dass dem Auftragnehmer notwendigerweise planerische Aufgaben bei 
der Bausoll-Festlegung (Ausführungsplanung) übertragen werden.

Ein Prototyp des Global-Pauschalvertrags ist der Schlüsselfertigbau in seinen unter-
schiedlichen Ausgestaltungsvarianten.

Ein einfacher Global-Pauschalvertrag regelt typischerweise nur ein Gewerk. Dem 
gegenüber steht der komplexe Global-Pauschalvertrag, bei dem die Leistungsseite 
mehrerer Gewerke bzw. Leistungsbereiche, regelmäßig ein ganzes Bauwerk oder eine 

                                                          
29 Vgl. Herig, 4. Aufl. 2009, § 5 VOB/A Rdn. 7
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Gewerkezusammenfassung, z. B. Technische Gebäudeausrüstung, durch globale Ele-
mente beschrieben ist, also insbesondere durch nur funktionale Beschreibung ohne 
Detaillierung.30

3.2.3  Stundenlohnvertrag und Selbstkostenerstattungsvertrag
Bei geringerem Umfang von Leistungen, die überwiegend Lohnkosten verursachen, 
kann ein Stundenlohnvertrag geschlossen werden. In der Praxis wird der Stunden-
lohnvertrag oftmals auf andere Weise umgesetzt, beispielsweise als „Arbeiten auf 
Regie“ bzw. „Regiearbeiten“ oder auch „Arbeiten im Tagelohn“ als Anhang zu einem 
auf dem Leistungsgedanken basierenden Einheitspreisvertrag. Da die VOB jedoch 
den Leistungsgedanken als vorrangig anerkennt, sollen Stundenlohnverträge nur bei 
lohnintensiven Bauleistungen geringen Umfangs wie Neben- oder Hilfsleistungen zur 
Anwendung kommen und bedürfen der ausdrücklichen vorherigen Vereinbarung. 
Diesbezüglich entstehen in der Praxis immer wieder Streitigkeiten, da eine wirksame 
Vereinbarung mit dem Auftraggeber oftmals nicht geschlossen wurde.

Sofern eine eindeutige und erschöpfende Beschreibung der Leistung als Grundlage 
zur Preisbildung nicht möglich ist, kann die Selbstkostenerstattung auf Nachweis 
zuzüglich eines vorbestimmten Zuschlags für den Gewinn vereinbart werden. Wie 
schon der Stundenlohnvertrag sollte der Abschluss eines Selbstkostenerstattungsver-
trags eine wirkliche Ausnahme darstellen, weil er noch weniger als der Stundenlohn-
vertrag einen jedenfalls bei Vertragsabschluss eindeutig bewertbaren Ausgleich zwi-
schen dem Marktwert der Leistung und der Gegenleistung des Auftraggebers dar-
stellt. 

3.2.4  Mischformen 
Mischformen zwischen den zuvor erläuterten Vertragstypen sind in der Praxis bei 
Bauverträgen häufig und in unterschiedlichsten Ausprägungen anzutreffen.

Bei Einheitspreisverträgen werden oftmals einzelne Positionen oder Positionsgruppen 
mit einer pauschalen Vergütung versehen. Der Einheitspreisvertrag enthält damit 
Elemente des Pauschalvertrags. Häufig anzutreffen ist die Pauschalierung für das 
Einrichten, Vorhalten und Räumen der Baustelleneinrichtung oder eine Teilpauschale 
für die erforderlichen Wasserhaltungsarbeiten. Auch umgekehrt ist die Vereinbarung 
von Einheitspreispositionen im Rahmen eines Pauschalvertrags keine Seltenheit. Dies 
bietet sich z. B. dann an, wenn für einen Teil der vorgesehenen Leistung Ausfüh-
rungsart und Umfang genau bestimmt werden kann, für einen anderen Teil der Leis-
tungen aber diese Voraussetzungen fehlen.
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